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2 3 2 . Urkunde zur Abänderung der Verfassung der Internationalen Arbeitsorganisation.
2 3 3 . Übereinkommen (Nr. 12) über die Entschädigung bei Betriebsunfällen in der Landwirtschaft.
2 3 4 . Übereinkommen (Nr. 101) über den bezahlten Urlaub in der Landwirtschaft.
2 3 5 . Abkommen zwischen der österreichischen Bundesregierung und der italienischen Regierung über geographische

Herkunftsbezeichnungen und Benennungen bestimmter Erzeugnisse.

232.

Nachdem die auf der 36. Tagung der Internationalen Arbeitskonferenz in Genf am 25. Juni 1953
angenommene Urkunde zur Abänderung der Verfassung der Internationalen Arbeitsorganisation,
welche also lautet:

(Übersetzung)

URKUNDE ZUR ABÄNDE-
RUNG DER VERFAS-
SUNG DER INTERNA-
TIONALEN ARBEITS-
ORGANISATION.

Die Allgemeine Konferenz der
Internationalen Arbeitsorgani-
sation, die vom Verwaltungsrat
des Internationalen Arbeits-
amtes nach Genf einberufen
wurde und am 4. Juni 1953 zu
ihrer sechsunddreißigsten Ta-
gung zusammengetreten ist,

hat beschlossen, in den Be-
stimmungen der Verfassung
der Organisation über die
Zusammensetzung des Ver-
waltungsrates die Zahlen
„zweiunddreißig", „sech-
zehn", „zwölf" und „acht"
durch die Zahlen „vierzig",
„zwanzig", „sechzehn" und
„zehn" zu ersetzen, eine
Frage, die den achten Ge-
genstand ihrer Tagesord-
nung bildet.

Die Konferenz nimmt heute,
am 25. Juni 1953, die fol-
gende Urkunde zur Ab-
änderung der Verfassung
der Internationalen Ar-
beitsorganisation an, die als
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Abänderungsurkunde zur
Verfassung der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation,
1953, bezeichnet wird.

Artikel 1

In der gegenwärtig geltenden
Verfassung der Internationalen
Arbeitsorganisation werden die
im Artikel 7 Absätze 1, 2 und 8
sowie im Artikel 36 enthaltenen
Zahlen „zweiunddreißig", „sech-
zehn", „zwölf" und „acht"
durch die Zahlen „vierzig",
„zwanzig", „sechzehn" und
„zehn" ersetzt.

Artikel 2

In der gegenwärtig geltenden
Verfassung der Internationalen
Arbeitsorganisation fällt der
letzte Satz des Artikels 7 Ab-
satz 2 weg.

Artikel 3

Vom Tage des Inkrafttretens
dieser Abänderungsurkunde gilt
die Verfassung der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation in der
nach den vorstehenden Artikeln
abgeänderten Fassung.

Artikel 4

Sobald diese Abänderungs-
urkunde in Kraft getreten ist,
läßt der Generaldirektor des
Internationalen Arbeitsamtes
zwei Urschriften des amtlichen
Wortlautes der durch die Be-
stimmungen dieser Abände-
rungsurkunde geänderten Ver-
fassung der Internationalen Ar-
beitsorganisation anfertigen und
versieht sie mit seiner Unter-
schrift. Eine Urschrift wird im
Archiv des Internationalen Ar-
beitsamtes hinterlegt, die andere
dem Generalsekretär der Ver-
einten Nationen zwecks Ein-
tragung nach Artikel 102 der
Charta der Vereinten Nationen
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übermittelt. Der Generaldirek-
tor stellt jedem Mitglied der
Internationalen Arbeitsorgani-
sation eine beglaubigte Abschrift
dieses Wortlautes zu.

Artikel 5

Zwei maßgebende Ausferti-
gungen dieser Abänderungs-
urkunde werden vom Präsiden-
ten der Konferenz und vom
Generaldirektor des Internatio-
nalen Arbeitsamtes unterzeich-
net. Eine Ausfertigung wird im
Archiv des Internationalen Ar-
beitsamtes hinterlegt, die andere
dem Generalsekretär der Ver-
einten Nationen zwecks Eintra-
gung nach Artikel 102 der
Charta der Vereinten Nationen
übermittelt. Der Generaldirek-
tor stellt jedem Mitglied der
Internationalen Arbeitsorganisa-
tion eine beglaubigte Abschrift
dieser Urkunde zu.

Artikel 6

1. Die förmlichen Ratifikatio-
nen oder Annahmen dieser Ab-
änderungsurkunde sind dem
Generaldirektor des Internatio-
nalen Arbeitsamtes mitzuteilen,
der den Mitgliedern der Organi-
sation davon Kenntnis gibt.

2. Diese Abänderungsurkunde
tritt nach den Bestimmungen
des Artikels 36 der Verfassung
der Internationalen Arbeits-
organisation in Kraft.

3. Sobald diese Abänderungs-
urkunde in Kraft getreten ist,
gibt der Generaldirektor des
Internationalen Arbeitsamtes
dies allen Mitgliedern der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation
und dem Generalsekretär der
Vereinten Nationen bekannt.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident diese
Urkunde für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte Erfüllung
der in dieser Urkunde enthaltenen Bestimmungen.
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Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unterfertigt,
vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für soziale Verwaltung und vom Bundesminister für die
Auswärtigen Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich
versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 13. Feber 1954.

Der Bundespräsident:
Körner

Der Bundeskanzler:

Raab
Der Bundesminister für soziale Verwaltung:

Maisel
Der Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten:

Figl

Die Urkunde zur Abänderung der Verfassung der Internationalen Arbeitsorganisation ist gemäß
ihrem Artikel 6 Absatz 2 am 20. Mai 1954 in Kraft getreten.

Folgende Staaten haben bisher die Urkunde zur Abänderung der Verfassung der Internationalen
Arbeitsorganisation ratifiziert, beziehungsweise angenommen:

Afghanistan, Ägypten, Australien, Belgien, Bolivien, Bundesrepublik Deutschland, Burma,
Canada, Ceylon, China, Costa Rica, Cuba, Dänemark, Dominikanische Republik, Ecuador, Finnland,
Frankreich, Griechenland, Haiti, Indien, Indonesien, Iran, Irland, Island, Israel, Italien, Japan, Jugo-
slawien, Libanon, Liberia, Libyen, Luxemburg, Mexiko, Neuseeland, Norwegen, Pakistan, Panama,
Peru, Polen, Portugal, Salvador, Schweden, Schweiz, Syrien, Thailand, Türkei, Uruguay, Venezuela,
Vereinigtes Königreich von Großbritannien und Nordirland, Viet-Nam.

Raab

233.

Nachdem das auf der 3. Internationalen Arbeitskonferenz in Genf am 25. Oktober 1921
angenommene Übereinkommen (Nr. 12) über die Entschädigung bei Betriebsunfällen in der Land-
wirtschaft (in der Fassung des Übereinkommens [Nr. 80] von 1946 über die Abänderung der
Schlußartikel), welches also lautet:

(Übersetzung)

Übereinkommen (Nr. 12)
über die Entschädigung bei
Betriebsunfällen in der Land-

wirtschaft
(in der Fassung des Überein-
kommens [Nr. 80] von 1946
über die Abänderung der

Schlußartikel).
Die Allgemeine Konferenz

der Internationalen Arbeitsor-
ganisation, die vom Verwal-
tungsrate des Internationalen
Arbeitsamtes nach Genf einbe-
rufen wurde und am 25. Okto-
ber 1921 zu ihrer dritten Ta-
gung zusammengetreten ist,
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hat beschlossen, verschiedene
Anträge anzunehmen, be-
treffend den Schutz der
landwirtschaftlichen Arbei-
ter gegen Unfälle, eine
Frage, die zum vierten Ge-
genstand ihrer Tagesord-
nung gehört, und dabei be-
stimmt, daß diese Anträge
die Form eines internatio-
nalen Übereinkommens er-
halten sollen.

Die Konferenz nimmt das
folgende Übereinkommen an,
das als Übereinkommen über
die Entschädigung bei Betriebs-
unfällen (Landwirtschaft), 1921,
bezeichnet wird, zwecks Ratifi-
kation durch die Mitglieder der
Internationalen Arbeitsorgani-
sation, gemäß den Bestimmun-
gen der Verfassung der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation:

Artikel 1.

Jedes Mitglied der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation, das
dieses Übereinkommen ratifi-
ziert, verpflichtet sich, seine Ge-
setze und Verordnungen über
Entschädigung der Arbeiter bei
Unfällen infolge oder gelegent-
lich der Arbeit auf alle land-
wirtschaftlichen Lohnarbeiter
auszudehnen.

Artikel 2.

Die förmlichen Ratifikationen
dieses Übereinkommens sind
unter den Bedingungen der
Verfassung der Internationalen
Arbeitsorganisation dem Gene-
raldirektor des Internationalen
Arbeitsamtes zur Eintragung
mitzuteilen.

Artikel 3.

1. Dieses Übereinkommen
tritt in Kraft, sobald die Rati-
fikationen zweier Mitglieder der
Internationalen Arbeitsorgani-
sation durch den Generaldirek-
tor eingetragen worden sind.

2. Es bindet nur diejenigen
Mitglieder, deren Ratifikation
beim Internationalen Arbeits-
amt eingetragen ist.
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3. In der Folge tritt dieses
Übereinkommen für jedes an-
dere Mitglied mit dem Tag in
Kraft, an dem seine Ratifika-
tion beim Internationalen Ar-
beitsamt eingetragen worden
ist.

Artikel 4.

Sobald die Ratifikationen
zweier Mitglieder der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation
beim Internationalen Arbeits-
amt eingetragen sind, teilt der
Generaldirektor des Internatio-
nalen Arbeitsamtes dies sämt-
lichen Mitgliedern der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation
mit. Auch gibt er ihnen Kennt-
nis von der Eintragung der Ra-
tifikationen, die ihm später von
anderen Mitgliedern der Orga-
nisation mitgeteilt werden.

Artikel 5.

Vorbehaltlich der Bestim-
mungen des Artikel 3 ver-
pflichtet sich jedes Mitglied, das
dieses Übereinkommen ratifi-
ziert, die Bestimmungen des
Artikel 1 spätestens am 1. Ja-
nuar 1924 in Geltung zu setzen
und die zu ihrer Durchführung
nötigen Maßnahmen zu treffen.

Artikel 6.

Jedes Mitglied der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation,
das dieses Übereinkommen rati-
fiziert, verpflichtet sich, es in
seinen Kolonien, Besitzungen
und Protektoraten gemäß den
Bestimmungen des Artikel 35
der Verfassung der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation anzu-
wenden.

Artikel 7.

Jedes Mitglied, das dieses
Übereinkommen ratifiziert hat,
kann es nach Ablauf von zehn
Jahren, gerechnet von dem Tag,
an dem es zum erstenmal in
Kraft getreten ist, durch An-
zeige an den Generaldirektor
des Internationalen Arbeits-
amtes kündigen. Die Kündigung
wird von diesem eingetragen.
Ihre Wirkung tritt erst ein
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Jahr nach der Eintragung beim
Internationalen Arbeitsamt ein.

Artikel 8.

Der Verwaltungsrat des In-
ternationalen Arbeitsamtes hat
mindestens alle zehn Jahre ein-
mal der Allgemeinen Konferenz
einen Bericht über die Durch-
führung dieses Übereinkom-
mens zu erstatten und darüber
zu entscheiden, ob seine Durch-
sicht oder Abänderung auf die
Tagesordnung der Konferenz
gesetzt werden soll.

Artikel 9.

Der französische und der eng-
lische Wortlaut dieses Überein-
kommens sind in gleicher Weise
maßgebend.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Übereinkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich dessen
gewissenhafte Erfüllung.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
fertigt, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für soziale Verwaltung und vom Bundesminister
für die Auswärtigen Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Öster-
reich versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 11. Juni 1954.

Der Bundespräsident:
Körner

Der Bundeskanzler:
Raab

Der Bundesminister für soziale Verwaltung:
Maisel

Der Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten:
Figl

Die Ratifikation des vorliegenden Übereinkommens durch Österreich ist am 14. Juni 1954 beim
Internationalen Arbeitsamt eingetragen worden. Das Übereinkommen ist daher gemäß seinem
Artikel 3 Punkt 3 für Österreich an diesem Tage in Kraft getreten.

Folgende Staaten haben bisher das Übereinkommen (Nr. 12) über die Entschädigung bei
Betriebsunfällen in der Landwirtschaft (in der Fassung. des Übereinkommens [Nr. 80] von 1946
über die Abänderung der Schlußartikel) ratifiziert:

Argentinien, Belgien, Bulgarien, Bundesrepublik Deutschland, Chile, Columbien, Cuba, Däne-
mark, Estland, Finnland, Frankreich, Irland, Italien, Lettland, Luxemburg, Mexiko, Nicaragua,
Neuseeland, Niederlande, Polen, Schweden, Spanien, Tschechoslowakei, Vereinigtes Königreich von
Großbritannien und Nord-Irland, Uruguay.

Raab
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234.

Nachdem das auf der 35. Internationalen Arbeitskonferenz in Genf am 4. Juni 1952 angenom-
mene Übereinkommen (Nr. 101) über den bezahlten Urlaub in der Landwirtschaft, welches also
lautet:

(Übersetzung)

ÜBEREINKOMMEN
(NR. 101) ÜBER DEN BE-
ZAHLTEN URLAUB IN
DER LANDWIRT-
SCHAFT.

Die Allgemeine Konferenz der
Internationalen Arbeitsorgani-
sation,

die vom Verwaltungsrat des
Internationalen Arbeits-
amtes nach Genf einberufen
wurde und am 4. Juni 1952
zu ihrer fünfunddreißigsten
Tagung zusammengetreten
ist,

hat beschlossen, verschiedene
Anträge anzunehmen, be-
treffend den bezahlten Ur-
laub in der Landwirtschaft,
eine Frage, die den vierten
Gegenstand ihrer Tagesord-
nung bildet, und hat dabei
bestimmt, daß diese An-
träge die Form eines inter-
nationalen Übereinkom-
mens erhalten sollen.

Die Konferenz nimmt heute,
am 26. Juni 1952, das folgende
Übereinkommen an, das als
Übereinkommen über den be-
zahlten Urlaub (Landwirtschaft),
1952, bezeichnet wird.

Artikel 1

Arbeitnehmern in landwirt-
schaftlichen Betrieben und in
verwandten Tätigkeiten ist nach
einer gewissen Dauer ununter-
brochenen Dienstes bei dem-
selben Arbeitgeber ein bezahlter
Jahresurlaub zu gewähren.

Artikel 2

1. Jedem Mitglied, das dieses
Übereinkommen ratifiziert,
steht es frei, über das Verfahren
zu entscheiden, nach welchem
der bezahlte Urlaub in der
Landwirtschaft geregelt wird.
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2. Die Regelung des bezahlten
Urlaubs in der Landwirtschaft
kann im Wege von Gesamt-
arbeitsverträgen oder dadurch
gesichert werden, daß sie be-
sonderen Stellen übertragen
wird.

3. Soweit das Verfahren, nach
welchem der bezahlte Urlaub
in der Landwirtschaft geregelt
wird, es gestattet,

a) sind die maßgebenden be-
teiligten Arbeitgeber- und

Arbeitnehmerverbände,
falls solche bestehen, wie
auch nach Ermessen der
zuständigen Behörde
andere durch ihren Beruf
oder ihren Wirkungskreis
dazu besonders geeignete
Personen zuvor eingehend
zu Rate zu ziehen,

b) haben die beteiligten Ar-
beitgeber und Arbeitneh-
mer an der Regelung des
bezahlten Urlaubs teilzu-
nehmen oder müssen sie
dabei zu Rate gezogen
werden oder das Recht
haben, angehört zu wer-
den, und zwar in der
Form und in dem Maße,
wie die innerstaatliche Ge-
setzgebung dies vorsieht,
jedenfalls aber auf der
Grundlage völliger Gleich-
berechtigung.

Artikel 3

Die erforderliche Mindest-
dauer ununterbrochenen Dien-
stes und die Mindestdauer des
bezahlten Jahresurlaubs sind
durch die innerstaatliche Gesetz-
gebung, Gesamtarbeitsvertrag
oder Schiedsspruch oder durch
besondere Stellen, die mit der
Regelung des bezahlten Urlaubs
in der Landwirtschaft betraut
sind, oder nach einem anderen
von der zuständigen Stelle ge-
nehmigten Verfahren festzu-
setzen.

Artikel 4

1. Jedem Mitglied, das dieses
Übereinkommen ratifiziert, steht
es frei, nach Anhörung der maß-
gebenden beteiligten Arbeit-
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geber- und Arbeitnehmerver-
bände, falls solche bestehen, zu
bestimmen, auf welche der in
Artikel 1 bezeichneten Betriebe,
Tätigkeiten und Personengrup-
pen die Bestimmungen des
Übereinkommens Anwendung
finden.

2. Jedes Mitglied, das dieses
Übereinkommen ratifiziert,
kann von der Anwendung aller
oder einzelner Bestimmungen
des Übereinkommens Personen-
gruppen ausnehmen, auf die
diese Bestimmungen infolge
ihrer Anstellungsbedingungen
unanwendbar sind, wie zum Bei-
spiel die vom Betriebsinhaber
beschäftigten Familienangehöri-
gen.

Artikel 5

Wo es angebracht ist, ist nach
dem für die Regelung des be-
zahlten Urlaubs in der Land-
wirtschaft eingeführten Ver-
fahren Vorsorge zu treffen für

a) eine günstigere Behandlung
jugendlicher Arbeitnehmer
einschließlich der Lehr-
linge in Fällen, in denen
der den erwachsenen Ar-
beitnehmern gewährte be-
zahlte Jahresurlaub als
nicht angemessen für
jugendliche Arbeitnehmer
einschließlich der Lehr-
linge angesehen wird,

b) eine der Dienstdauer ent-
sprechende Verlängerung
des bezahlten Urlaubs,

c) einen im entsprechenden
Verhältnis bemessenen Ur-
laub oder eine Abgeltung
des Urlaubs in Fällen, in
denen die Dauer des un-
unterbrochenen Dienstes
dem Arbeitnehmer keinen
Anspruch auf bezahlten
Jahresurlaub gibt, jedoch
eine nach dem eingeführ-
ten Verfahren bestimmte
Mindestdauer überschrei-
tet,

d) die Nichteinrechnung von
öffentlichen oder üblichen
Feiertagen und wöchent-
lichen Ruhezeiten in den
bezahlten Jahresurlaub,
ebenso von zeitweiligen
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Arbeitsunterbrechungen in
einem nach dem eingeführ-
ten Verfahren bestimmten
Ausmaß, insbesondere
wenn die Unterbrechungen
durch Krankheit oder Un-
fall verursacht worden
sind.

Artikel 6

Der bezahlte Jahresurlaub
kann innerhalb der Grenzen ge-
teilt werden, die durch die
innerstaatliche Gesetzgebung,
Gesamtarbeitsvertrag oder
Schiedsspruch oder durch be-
sondere Stellen, die mit der
Regelung des bezahlten Urlaubs
in der Landwirtschaft betraut
sind, oder nach einem anderen
von der zuständigen Stelle ge-
nehmigten Verfahren fest-
gesetzt werden.

Artikel 7

1. Jeder Person, die nach
diesem Übereinkommen Urlaub
nimmt, ist für die ganze Ur-
laubsdauer mindestens ihr üb-
liches Entgelt oder das nach den
Absätzen 2 und 3 dieses Artikels
vorgeschriebene Entgelt zu zah-
len.

2. Das Urlaubsgeld ist in der
Weise zu berechnen, wie es
durch die innerstaatliche Gesetz-
gebung, Gesamtarbeitsvertrag
oder Schiedsspruch oder durch
besondere Stellen, die mit der
Regelung des bezahlten Urlaubs
in der Landwirtschaft betraut
sind, oder nach einem anderen
von der zuständigen Stelle ge-
nehmigten Verfahren bestimmt
ist.

3. Schließt das Entgelt einer
Person, die Urlaub nimmt, Sach-
leistungen ein, so kann ihr für
die Urlaubsdauer ein den Sach-
leistungen entsprechender Geld-
betrag gezahlt werden.

Artikel 8

Jede Vereinbarung über die
Abdingung des Anspruchs auf
den bezahlten Jahresurlaub oder
über den Verzicht auf diesen
Urlaub ist als nichtig anzusehen.
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Artikel 9

Wird der Arbeitnehmer ohne
sein Verschulden entlassen, be-
vor er den ihm zustehenden Ur-
laub genommen hat, so ist ihm
für jeden ihm nach diesem Über-
einkommen zustehenden Ur-
laubstag das in Artikel 7 vor-
gesehene Entgelt zu zahlen.

Artikel 10

Jedes Mitglied, das dieses
Übereinkommen ratifiziert, ver-
pflichtet sich, dafür Sorge zu
tragen, daß ein geeignetes Sy-
stem der Aufsicht und Über-
wachung besteht, das die Ein-
haltung der Bestimmungen des
Übereinkommens gewährleistet.

Artikel 11

Jedes Mitglied, das dieses
Übereinkommen ratifiziert, hat
dem Internationalen Arbeitsamt
alljährlich eine allgemeine Dar-
legung zu übermitteln, die über
die Art und Weise der Durch-
führung der Bestimmungen des
Übereinkommens Auskunft gibt.
Diese Darlegung hat zusammen-
fassende Angaben zu enthalten
über die Tätigkeiten, die Grup-
pen und die ungefähre Zahl der
von der Regelung erfaßten Ar-
beitnehmer, über die Dauer des
gewährten Urlaubs und gegebe-
nenfalls über die wichtigsten
anderen Maßnahmen, die hin-
sichtlich des bezahlten Urlaubs
in der Landwirtschaft getroffen
werden.

Artikel 12

Die förmlichen Ratifikationen
dieses Übereinkommens sind
dem Generaldirektor des Inter-
nationalen Arbeitsamtes zur Ein-
tragung mitzuteilen.

Artikel 13

1. Dieses Übereinkommen
bindet nur diejenigen Mitglieder
der Internationalen Arbeits-
organisation, deren Ratifikation
durch den Generaldirektor ein-
getragen ist.

2. Es tritt in Kraft zwölf
Monate, nachdem die Ratifika-
tionen zweier Mitglieder durch
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den Generaldirektor eingetragen
worden sind.

3. In der Folge tritt dieses
Übereinkommen für jedes Mit-
glied zwölf Monate nach der
Eintragung seiner Ratifikation
in Kraft.

Artikel 14

1. In den dem Generaldirek-
tor des Internationalen Arbeits-
amtes nach Artikel 35 Absatz 2
der Verfassung der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation über-
mittelten Erklärungen hat das
beteiligte Mitglied die Gebiete
bekanntzugeben,

a) für die es die Verpflich-
tung zur unveränderten
Durchführung der Bestim-
mungen des Übereinkom-
mens übernimmt,

b) für die es die Verpflich-
tung zur Durchführung
der Bestimmungen des
Übereinkommens mit Ab-
weichungen übernimmt,
unter Angabe der Einzel-
heiten dieser Abweichun-
gen,

c) in denen das Übereinkom-
men nicht durchgeführt
werden kann, und in die-
sem Falle die Gründe da-
für,

d) für die es sich die Ent-
scheidung bis zu einer
weiteren Prüfung der Lage
in bezug auf die betreffen-
den Gebiete vorbehält.

2. Die Verpflichtungen nach
Absatz 1 a) und b) dieses Ar-
tikels gelten als Bestandteil der
Ratifikation und haben die
Wirkung einer Ratifikation.

3. Jedes Mitglied kann die in
der ursprünglichen Erklärung
nach Absatz 1 b), c) und d)
dieses Artikels mitgeteilten Vor-
behalte jederzeit durch eine
spätere Erklärung ganz oder
teilweise zurückziehen.
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4. Jedes Mitglied kann dem
Generaldirektor zu jedem Zeit-
punkt, in dem das Überein-
kommen nach Artikel 16 ge-
kündigt werden kann, eine Er-
klärung übermitteln, durch die
der Inhalt jeder früheren Er-
klärung in sonstiger Weise ab-
geändert und die in dem betref-
fenden Zeitpunkt in bestimm-
ten Gebieten bestehende Lage
angegeben wird.

Artikel 15

1. In den dem Generaldirek-
tor des Internationalen Arbeits-
amtes nach Artikel 35 Ab-
sätze 4 und 5 der Verfassung
der Internationalen Arbeits-
organisation übermittelten Er-
klärungen ist anzugeben, ob das
Übereinkommen in dem be-
treffenden Gebiet mit oder ohne
Abweichungen durchgeführt
wird; besagt die Erklärung, daß
die Durchführung des Über-
einkommens mit Abweichungen
erfolgt, so sind die Einzelheiten
dieser Abweichungen anzugeben.

2. Das beteiligte Mitglied, die
beteiligten Mitglieder oder die
beteiligte internationale Behörde
können jederzeit durch eine
spätere Erklärung auf das Recht
der Inanspruchnahme jeder in
einer früheren Erklärung mit-
geteilten Abweichung ganz oder
teilweise verzichten.

3. Das beteiligte Mitglied, die
beteiligten Mitglieder oder die
beteiligte internationale Behörde
können dem Generaldirektor
zu jedem Zeitpunkt, in dem das
Übereinkommen nach Artikel 16
gekündigt werden kann, eine
Erklärung übermitteln, durch
die der Inhalt jeder früheren
Erklärung in sonstiger Weise
abgeändert und die in dem be-
treffenden Zeitpunkt bestehende
Lage in bezug auf die Durch-
führung dieses Übereinkommens
angegeben wird.

Artikel 16

1. Jedes Mitglied, das dieses
Übereinkommen ratifiziert hat,
kann es nach Ablauf von zehn
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Jahren, gerechnet von dem Tag,
an dem es zum ersten Mal in
Kraft getreten ist, durch An-
zeige an den Generaldirektor
des Internationalen Arbeits-
amtes kündigen. Die Kündigung
wird von diesem eingetragen.
Ihre Wirkung tritt erst ein
Jahr nach der Eintragung ein.

2. Jedes Mitglied, das dieses
Übereinkommen ratifiziert hat
und innerhalb eines Jahres nach
Ablauf des im vorigen Absatz
genannten Zeitraumes von zehn
Jahren von dem in diesem Ar-
tikel vorgesehenen Kündigungs-
recht keinen Gebrauch macht,
bleibt für einen weiteren Zeit-
raum von zehn Jahren gebun-
den. In der Folge kann es dieses
Übereinkommen jeweils nach
Ablauf eines Zeitraumes von
zehn Jahren nach Maßgabe die-
ses Artikels kündigen.

Artikel 17

1. Der Generaldirektor des
Internationalen Arbeitsamtes
gibt allen Mitgliedern der In-
ternationalen Arbeitsorganisa-
tion Kenntnis von der Eintra-
gung aller Ratifikationen, Er-
klärungen und Kündigungen,
die ihm von den Mitgliedern der
Organisation mitgeteilt werden.

2. Der Generaldirektor wird
die Mitglieder der Organisation,
wenn er ihnen von der Eintra-
gung der zweiten Ratifikation,
die ihm mitgeteilt wird, Kennt-
nis gibt, auf den Zeitpunkt auf-
merksam machen, in dem dieses
Übereinkommen in Kraft tritt.

Artikel 18

Der Generaldirektor des In-
ternationalen Arbeitsamtes
übermittelt dem Generalsekre-
tär der Vereinten Nationen
zwecks Eintragung nach Ar-
tikel 102 der Charta der Ver-
einten Nationen vollständige
Auskünfte über alle von ihm
nach Maßgabe der vorausgehen-
den Artikel eingetragenen Rati-
fikationen, Erklärungen und
Kündigungen.
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Artikel 19

Der Verwaltungsrat des In-
ternationalen Arbeitsamtes hat,
sooft er es für nötig erachtet,
der Allgemeinen Konferenz
einen Bericht über die Durch-
führung dieses Übereinkommens
zu erstatten und zu prüfen, ob
die Frage seiner gänzlichen oder
teilweisen Abänderung auf die
Tagesordnung der Konferenz
gesetzt werden soll.

Artikel 20

1. Nimmt die Konferenz ein
neues Übereinkommen an, wel-
ches das vorliegende Überein-
kommen ganz oder teilweise ab-
ändert, und sieht das neue Über-
einkommen nichts anderes vor,
so gelten folgende Bestim-
mungen:

a) Die Ratifikation des neu-
gefaßten Übereinkommens
durch ein Mitglied schließt
ohne weiteres die sofortige
Kündigung des vorliegen-
den Übereinkommens in
sich, ohne Rücksicht auf
Artikel 16, vorausgesetzt,
daß das neugefaßte Über-
einkommen in Kraft ge-
treten ist.

b) Vom Zeitpunkt des In-
krafttretens des neuge-
faßten Übereinkommens
an kann das vorliegende
Übereinkommen von den
Mitgliedern nicht mehr
ratifiziert werden.

2. Indessen bleibt das vor-
liegende Übereinkommen nach
Form und Inhalt jedenfalls in
Kraft für die Mitglieder, die
dieses, aber nicht das neugefaßte
Übereinkommen ratifiziert
haben.

Artikel 21

Der französische und der
englische Wortlaut dieses Über-
einkommens sind in gleicher
Weise maßgebend.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Übereinkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich dessen
gewissenhafte Erfüllung.
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Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
fertigt, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für soziale Verwaltung und vom Bundesminister
für die Auswärtigen Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Oster-
reich versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 11. Juni 1954.

Der Bundespräsident:

Körner

Der Bundeskanzler:

Raab

Der Bundesminister für soziale Verwaltung:

Maisel

Der Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten:

Figl

Die Ratifikation des vorliegenden Übereinkommens durch Österreich ist am 14. Juni 1954 beim
Internationalen Arbeitsamt eingetragen worden. Das Übereinkommen tritt daher gemäß seinem
Artikel 13 Punkt 3 für Österreich am 14. Juni 1955 in Kraft.

Folgende Staaten haben bisher das Übereinkommen (Nr. 101) über den bezahlten Urlaub in
der Landwirtschaft ratifiziert:

Belgien, Frankreich, Israel, Neuseeland, Schweden, Uruguay.

Raab

235.

Nachdem das am 1. Feber 1952 in Rom unterzeichnete Abkommen zwischen der österreichischen
Bundesregierung und der italienischen Regierung über geographische Herkunftsbezeichnungen und
Benennungen bestimmter Erzeugnisse samt zwei Notenwechseln, welches also lautet:

(Übersetzung)

Abkommen
zwischen der österreichischen Bundesregie-
rung und der italienischen Regierung über
geographische Herkunftsbezeichnungen und

Benennungen bestimmter Erzeugnisse.

DIE ÖSTERREICHISCHE BUNDES-
REGIERUNG

und
DIE ITALIENISCHE REGIERUNG

in Erwägung des Interesses, das die beiden Länder
daran haben, gegenseitig geographische Her-
kunftsbezeichnungen und Benennungen bestimm-
ter Erzeugnisse zu schützen,

sind übereingekommen wie folgt:
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Artikel 1.

(1) Jeder der vertragschließenden Teile verpflich-
tet sich, alle notwendigen Maßnahmen zu ergrei-
fen, um auf wirksame Art geographische Her-
kunftsbezeichnungen und Benennungen bestimm-
ter Erzeugnisse, welche unmittelbar oder mittel-
bar auf die Herkunft aus einem der vertrag-
schließenden Länder hinweisen, gegen den un-
lauteren Wettbewerb bei jedem kaufmännischen
Vorgang einen Schutz zu gewährleisten.

(2) Vorbehaltlich der Bestimmungen des Pariser
Unionsvertrages zum Schutze des gewerblichen
Eigentums erfüllt den Tatbestand unlauteren
Wettbewerbes jede Wettbewerbshandlung, die
den anständigen Gebräuchen auf dem Gebiete des
Gewerbes oder des Handels zuwiderläuft.

(3) Im Anhang werden geographische H e r -
kunftsbezeichnungen und Benennungen best imm-
ter Erzeugnisse aufgezählt; der Anhang kann
nachträglich durch Bekanntgabe eines der ver t rag-
schließenden Teile, welche von dem anderen Teil
genehmigt wurde, ergänzt werden.

Artikel 2.

(1) Jeder der vertragschließenden Teile ver-
pflichtet sich ausdrücklich, durch alle in seiner
eigenen Gesetzgebung vorgesehenen Maßnahmen
den Umlauf, die Einfuhr, die Lagerung, den Ver-
kauf oder die Inverkehrsetzung im Inland u n d
zum Zwecke der Ausfuhr von allen jenen Erzeug-
nissen zu unterdrücken und zu verhindern, wel-
che auf sich selbst oder auf ihrer unmit te lbaren
Umhüllung, äußeren Verpackung, auf den Fak-
turen, Frachtbriefen oder Handelspapieren oder
in Marken Bezeichnungen und Benennungen tra-
gen, die im Anhang enthal ten sind u n d z u r Täu-
schung des Publikums über die Herkunf t , die
Gat tung, die Eigenart oder die besonderen Eigen-
schaften dieser Erzeugnisse oder Waren geeignet
sind.

(2) Es besteht Einverständnis darüber, daß sich
die Bestimmungen dieses Artikels auf die Ver-
wendung sowohl in der Originalsprache als auch
die Wiedergabe der Bezeichnungen und Benen-
nungen des anderen Teiles in einer Fremdsprache
beziehen, und zwar auch dann, wenn der tatsäch-
liche Ursprung des Erzeugnisses angeführt oder
die Benennung von bestimmten berichtigenden
Angaben, wie „Ar t " , „Weise", „ T y p e " oder ähn-
lichen, begleitet wäre.

(3) Es besteht ferner Einverständnis darüber,
daß sich die Bestimmungen dieses Artikels nicht
auf Erzeugnisse im Transi tverkehr beziehen.

Artikel 5.

Die Erzeugnisse, für welche die im Anhang ent-
haltenen, durch dieses Abkommen geschützten
Bezeichnungen oder Benennungen verwendet wer-
den, müssen im Zei tpunkt der Einfuhr v o n einem
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Ursprungszeugnis begleitet sein. Dieses kann von
jeder Behörde, Organisation oder Vereinigung
ausgestellt werden, welche vom Absendungsland
namhaft gemacht und vom Bestimmungsland aus-
drücklich anerkannt wurde.

Artikel 4.

(1) Das gegenwärtige Abkommen hat eine
Dauer von fünf Jahren, vom Zeitpunkt seines
Inkrafttretens gerechnet.

(2) Das Abkommen wird außer im Falle der
Kündigung von drei zu drei Jahren stillschwei-
gend erneuert.

(3) Die Kündigung muß mindestens sechs Mo-
nate vor Ablauf des im Abs. 1 vorgesehenen Zeit-
punktes bekanntgegeben werden.

Artikel 5.

(1) Das gegenwärtige Abkommen wird in den
verfassungsmäßigen Formen eines jeden der bei-
den vertragschließenden Länder ratifiziert.

(2) Der Austausch der Ratifikationsurkunden
findet in Wien statt.

(3) Das Abkommen tr i t t am Tag des Austau-
sches der Ratifikationsurkunden in Kraft.

Geschehen zu Rom, in doppelter Ausfertigung,
am 1. Feber 1952.

Für die österreichische Bundesregierung:

J o h a n n e s E. S c h w a r z e n b e r g m. p.

Für die italienische Regierung:

A n t o n i o P e n n e t t a m. p.

Anhang.
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Rom, am 1. Feber 1952.

Sehr geehrter Herr Präsident!

Ich beehre mich, Ihnen folgendes mitzuteilen:

Das österreichische Nationalkomitee des Inter-
nationalen Milchwirtschaftsverbandes hat einstim-
mig beschlossen, dem Bundesministerium für
Land- und Forstwirtschaft zu empfehlen, daß
Österreich der internationalen Konvention über
die Anwendung der Herkunftsbezeichnungen und
Benennungen von Käse ddto. Stresa, den 1. Juni
1951, beitreten solle. Dieser Beschluß wurde dem
Bundesministerium für Land- und Forstwirt-
schaft mit Schreiben vom 21. November 1951
mit dem Ersuchen mitgeteilt, das Weitere ver-
anlassen zu wollen.

Das Bundesministerium für Land- und Forst-
wirtschaft hat mich davon in Kenntnis gesetzt,
daß es dem Ministerrat in kürzester Zeit den An-
trag zur Beschlußfassung vorlegen werde, die
obengenannte internationale Konvention anzu-
nehmen und zu ratifizieren.

Ich bitte Sie, das Vorstehende zur Kenntnis
nahmen zu wollen.

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Präsident,
die Versicherung meiner vorzüglichsten Hoch-
achtung.

J o h a n n e s E. S c h w a r z e n b e r g m.p.

An den Herrn Präsidenten
der italienischen Delegation,
R o m .

Rom, am 1. Feber 1952.

Sehr geehrter Herr Präsident!

Sie waren so freundlich, mir durch Ihren Brief
vom heutigen Tage folgendes mitzuteilen:

„Das österreichische Nationalkomitee des Inter-
nationalen Milchwirtschaftsverbandes hat einstim-
mig beschlossen, dem Bundesministerium für
Land- und Forstwirtschaft zu empfehlen, daß
Österreich der internationalen Konvention über
die Anwendung der Herkunftsbezeichnungen und
Benennungen von Käse ddto. Stresa, den 1. Juni
1951, beitreten solle. Dieser Beschluß wurde dem
Bundesministerium für Land- und Forstwirt-
schaft mit Schreiben vom 21. November 1951 mir
dem Ersuchen mitgeteilt, das Weitere veranlassen
zu wollen-

Das Bundesministerium für Land- und Forst-
wirtschaft hat mich davon in Kenntnis gesetzt,
daß es dem Ministerrat in kürzester Zeit den
Antrag zur Beschlußfassung vorlegen werde, die
obengenannte internationale Konvention anzu-
nehmen und zu ratifizieren."
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Indem ich diese Mitteilung zur Kenntnis nehme,
beehre ich mich, Ihnen lebhaft dafür zu danken
und Ihnen mein Einverständnis zu bestätigen,
daß unter diesen Bedingungen die Bezeichnungen
„Gorgonzola", „Parmigiano Reggiano", „Peco-
rino", „Asiago", „Fontina" nicht in den Anhang
des gegenwärtigen Abkommens aufgenommen
werden, da der Schutz der Herkunftsbezeichnun-
gen, Benennungen und Namen von Käsen durch
die obengenannte internationale Konvention über
die Anwendung der Herkunftsbezeichnungen
und Benennungen von Käse vorgesehen ist.

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Präsident,
die Versicherung meiner vorzüglichen Hochach-
tung.

A n t o n i o P e n n e t t a m. p.

An den Herrn Präsidenten
der österreichischen Delegation,
Rom.

Rom, am 1. Feber 1952.
Sehr geehrter Herr Präsident!

Ich beehre mich, Ihnen folgendes mitzuteilen:
Die italienische Delegation hat die Aufnahme

der Benennung „Vermouth di Torino" in den
Anhang des gegenwärtigen Abkommens ver-
langt, wobei sie sich damit einverstanden erklärt,
daß, um in Österreich einen wirksamen Schutz
zu ermöglichen und den Abverkauf der bei den
Einzelhändlern vorhandenen Lagerbestände zu
gewährleisten, die Inkraftsetzung der Bestimmun-
gen des Abkommens hinsichtlich der oben er-
wähnten Benennung auf zwei Jahre, gerechnet
vom Zeitpunkt der Unterzeichnung dieses Ab-
kommens, verschoben wird. Die österreichische
Delegation hat dem freundlicherweise zuge-
stimmt, unter der Bedingung, daß die Benennung
„Vermouth di Torino" durch die italienische Ge-
setzgebung der Herstellung des erwähnten Er-
zeugnisses in der Provinz Piemonte mit der
Hauptstadt Turin vorbehalten bleibt.

Indem ich diesen Vorbehalt zur Kenntnis
nehme, beehre ich mich, Ihnen mein Einverständ-
nis mitzuteilen, wobei ich noch feststelle, daß,
falls die diesbezügliche italienische Gesetzgebung
erst nach Ablauf der erwähnten zweijährigen
Frist in Kraft treten sollte, die Inkraftsetzung die-
ses Abkommens hinsichtlich der Benennung „Ver-
mouth di Torino" bis drei Monate nach dem
Zeitpunkt der offiziellen Mitteilung seitens der
italienischen Regierung an die österreichische Re-
gierung über die Verlautbarung des gegenständ-
lichen Gesetzes hinausgeschoben wird.

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Präsident,
die Versicherung, meiner vorzüglichsten Hoch-
achtung.

A n t o n i o P e n n e t t a m. p.

An den Herrn Präsidenten
der österreichischen Delegation,
Rom.
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Rom, am 1. Feber 1952.

Sehr geehrter Herr Präsident!

Sie waren so freundlich, mir folgendes mitzu-
teilen:

„Die italienische Delegation hat die Aufnahme
der Benennung ,Vermouth di Torino' in den
Anhang des gegenwärtigen Abkommens verlangt,
wobei sie sich damit einverstanden erklärt, daß,
um in Österreich einen wirksamen Schutz zu er-
möglichen und den Abverkauf der bei den Ein-
zelhändlern vorhandenen Lagerbestände zu ge-
währleisten, die Inkraftsetzung der Bestimmun-
gen des Abkommens hinsichtlich der oben er-
wähnten Benennung auf zwei Jahre, gerechnet
vom Zeitpunkt der Unterzeichnung dieses Ab-
kommens, verschoben wird. Die österreichische
Delegation hat dem freundlicherweise zugestimmt
unter der Bedingung, daß die Benennung, Ver-
mouth di Torino' durch die italienische Gesetz-
gebung der Herstellung des erwähnten Erzeug-
nisses in der Provinz Piemonte mit der Haupt-
stadt Turin vorbehalten bleibt.

Indem ich diesen Vorbehalt zur Kenntnis
nehme, beehre ich mich, Ihnen mein Einverständ-
nis mitzuteilen, wobei ich noch feststelle, daß,
falls die diesbezügliche italienische Gesetzgebung
erst nach Ablauf der erwähnten zweijährigen
Frist in Kraft treten sollte, die Inkraftsetzung
dieses Abkommens hinsichtlich der Benennung
,Vermouth di Torino' bis drei Monate nach
dem Zeitpunkt der offiziellen Mitteilung seitens
der italienischen Regierung an die österreichische
Regierung über die Verlautbarung des gegen-
ständlichen Gesetzes hinausgeschoben wird."

Indem ich Ihnen mein Einverständnis bekannt-
gebe, beehre ich mich, Sie, sehr geehrter Herr
Präsident, meiner vorzüglichsten Hochachtung zu
versichern.

J o h a n n e s E. S c h w a r z e n b e r g m. p.

An den Herrn Präsidenten
der italienischen Delegation,
Rom.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Abkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die
gewissenhafte Erfüllung der in diesem Abkommen und den Notenwechseln enthaltenen Bestim-
mungen.
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Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Handel und Wiederaufbau und vom Bundes-
minister für die Auswärtigen Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der
Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 12. November 1952.

Der Bundespräsident:

Körner

Der Bundeskanzler:
Figl

Der Bundesminister für Handel und Wiederaufbau:

Böck-Greissau

Der Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten:

Gruber

Da der Austausch der Ratifikationsurkunden am 1. September 1954 in Wien stattgefunden hat,
ist das Abkommen gemäß seinem Artikel 5 Punkt 3 an diesem Tage in Kraft getreten.

Raab


